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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr Yüksel. –Für die FDP-Fraktion hat nun 

Frau Kollegin Schneider das Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir Freien 

Demokraten setzen uns für eine Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften ein. Eine 

entscheidende Frage ist dabei die Feststellung der beruflichen Qualifikation durch die 

Anerkennung von Abschlüssen aus dem Ausland. 

Die Menschen, die zu uns kommen, müssen in ihrem Beruf auch arbeiten können, und dazu ist 

in vielen Bereichen – wie im Gesundheitswesen –eine Anerkennung der Abschlüsse er-

forderlich. Es wäre doch nicht sinnvoll, wenn ausländische Ärztinnen und Ärzte bei uns als 

Taxifahrer oder Küchenhilfen arbeiten müssten. 

Deshalb wollen wir einerseits möglichst schnelle und unbürokratische Verfahren zur 

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen erreichen. Andererseits müssen wir 

sicherstellen, dass fachliche Standards und die hohe Ausbildungsqualität der deutschen Be-

rufsbilder gewahrt bleiben. 

Im Fokus stehen derzeit Berufsanerkennungsverfahren für ausländische Ärzte. Einerseits 

werden zum Beispiel von Krankenhausträgern lange Verfahrensdauern und hohe büro-



kratische Anforderungen moniert, andererseits werden auch aus der Ärzteschaft selbst 

fachliche und sprachliche Qualifikationen von Bewerbern angezweifelt. 

Viele Kliniken sind auf das Engagement ausländischer Ärzte angewiesen, um ihre Stellen zu 

besetzen. Im Sinne der Patientinnen und Patienten dürfen wir aber keine Abstriche bei den 

Qualifikationen hinnehmen. 

Für eine Berufsausübung in der Humanmedizin in Deutschland ist –wir haben es vorhin gehört 

– die Approbation notwendig. Dafür sind insbesondere die Gleichwertigkeit der absolvierten 

Ausbildung mit der Ausbildung in Deutschland sowie die für die Ausübung der Berufstätigkeit 

erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache Voraussetzung. 

Während Abschlüsse der Humanmedizin innerhalb der EU als gleichwertig anerkannt werden, 

muss bei anderen Abschlüssen die Gleichwertigkeit je nach Einzelfall überprüft und fest-

gestellt werden. Zu prüfen ist dabei, ob wesentliche Unterschiede zum Beispiel hinsichtlich 

der Studiendauer oder der unterrichteten Fächer gegenüber einer inländischen Ausbildung 

bestehen, die auch nicht durch die bisherige Berufserfahrung ausgeglichen wurden. 

Um dies zu bewerten, werden in der Regel Gutachten eingeholt. Diese werden für alle 

Bundesländer von der zentralen Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe erstellt. Gerade dort 

kommt es zu langen Bearbeitungszeiten. Deshalb sollten wir prüfen, ob wir die Arbeit der 

Gutachtenstelle optimieren können oder ob eine eigene Stelle in Nordrhein-Westfalen es 

besser erledigen könnte. 

Ist die Gleichwertigkeit nicht feststellbar, können Ärzte in einer Prüfung nachweisen, dass sie 

über die Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen, die zur Ausübung des ärztlichen Berufs 

erforderlich sind. Hinzu kommt die Fachsprachprüfung der jeweiligen Ärztekammer. 

Im Jahr 2017 haben bei den Bezirksregierungen insgesamt 2.584 Approbationsverfahren 

stattgefunden. Es erfolgten insgesamt 1.455 Anerkennungen, davon 526 aufgrund 

automatischer Anerkennung für EU-Abschlüsse, 185 aufgrund festgestellter Gleichwertigkeit 

nach Begutachtung sowie 744 nach Kenntnisprüfung. Insgesamt spielt also die Kenntnisprü-

fung eine größere Rolle als eine Feststellung der Gleichwertigkeit nach Begutachtung der 



vorgelegten Dokumente. Eine Kenntnisprüfung ist als zentrale Prüfung durchaus mit dem 

Zweiten Staatsexamen vergleichbar. 

Bei den Verfahren zeigen sich zum Beispiel hinsichtlich der Anerkennungsquoten aber auch 

deutliche Unterschiede zwischen den Bezirksregierungen. Wir sollten prüfen, inwiefern wir 

durch eine Bündelung der Entscheidungsprozesse eine einheitlichere Bearbeitungspraxis er-

reichen können. 

Die NRW-Koalition setzt sich für eine Verbesserung der Anerkennungsverfahren ein. Dafür 

hätten wir den vorliegenden Antrag nicht gebraucht. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP, der CDU und Josef Neumann [SPD]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau Schneider. –Nun spricht Herr 

Mostofizadeh für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

 


